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Heinz Timmermann (Köln)
Russland und die EU-25 nach der
Erweiterung
Russland und die EU verzeichnen eine Vielzahl gemeinsamer Interessen. Dazu gehören: die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit mit Schwerpunkt Energiedialog, die friedliche Gestaltung Gesamteuropas, die wech-
selseitigen Beziehungen in den Bereichen Forschung, Bildung und Kultur sowie die Intensivierung der
menschlichen Kontakte. Dass sich die anfänglich hochgesteckten Erwartungen nur unzureichend erfüll-
ten und phasenweise von Krisen überlagert wurden, hat seinen Grund insbesondere in objektiven und
subjektiven Asymmetrien zwischen den Partnern, in der unterschiedlichen Interpretation der Geltung von
Werten für die Partnerschaft, in der Einflusskonkurrenz über die Zwischenzone Ukraine, Belarus und
Moldau sowie in russischen Befürchtungen vor einer Verhärtung der EU-Politik als Folge des EU-Bei-
tritts russophober Länder Ostmitteleuropas. Die vier praxisorientierten Wegekarten zur Konkretisierung
der anvisierten Gemeinsamen Gesamteuropäischen Räume bieten die Chance, im Rahmen einer Neu-
fassung des 2007 auslaufenden Partnerschafts- und Kooperationsabkommens die EU-Russland-Bezie-
hungen zu verdichten. Um dem Vertragswerk Dauer und Nachhaltigkeit zu verleihen, dürfe darin allerdings
nach Ansicht der Europäer der Bezug auf die im PKA und in den Gipfelerklärungen genannten gemeinsa-
men Werte nicht fehlen. Angesichts wachsender autoritärer Tendenzen im System Putin empfiehlt sich
ein konstruktiv-kritischer Ansatz der EU gegenüber Russland.
Keywords: Asymmetrien, Interessen und Werte, Gemeinsame Europäische Räume, Integrationskonflikt
um die Zwischenzone, ein neuer Partnerschaftsvertrag
Asymmetries, interests and values, common European spaces, conflicts in the international
zone, a new treaty on partnership
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1. Zentrale wechselseitige Interessen
Aufgrund ihrer spezifischen historischen
Erfahrungen und aktuellen Interessen verleihen
die neuen Mitglieder Polen und die baltischen
Staaten den Beziehungen der EU zu Russland
neue Akzente. Insbesondere Polen sucht die
Russlandpolitik der EU stark zu beeinflussen
und hatte bereits kurz vor seinem Beitritt ein
vielbeachtetes einschlägiges Dokument Östli-
che Dimension mit Vorschlägen zur aktiveren
Gestaltung der EU-Ostpolitik in Umlauf ge-
bracht. Kurz gesagt sind es vor allem drei As-
pekte, die dabei in den Vordergrund rücken und
auch in Zukunft gewisse Wirkungskraft entfal-
ten werden. Zum einen stehen den langen posi-
tiven Friedens- und Wohlstandserfahrungen im
Westen die Traumata und Erfahrungen derer
gegenüber, für die der Kalte Krieg mit Fremd-
herrschaft und Diktatur einherging (Verheugen
2005, 33f.). Die Ängste vor dem russischen Im-
perialismus sind lebendiger Bestandteil der
polnischen und baltischen Erinnerungskultur; zu
gemeinsamer Erinnerung und zu gemeinsamer
Geschichte bleibt noch ein langer Weg. Zum
zweiten dringt gerade Polen auf eine Mitglieds-
perspektive für die Ukraine, Moldau und ein
demokratisches Belarus  eine Perspektive, der
die EU-Altmitglieder nicht zuletzt aus Rück-
sicht auf russische Empfindlichkeiten und EU-
interne Zweifel an der Fähigkeit zur Absorpti-
on weiterer Mitglieder eher zurückhaltend be-
gegnen. Das erwähnte Projekt Östliche Dimen-
142 Heinz Timmermann
sion gab der EU-Kommission wichtige Anstö-
ße, ihre Europäische Nachbarschaftspolitik zu
entwickeln und in den Jahren 2003 und 2004 in
zwei einschlägigen Dokumenten zu konkreti-
sieren  zum Unmut Moskaus, das dies als Ein-
mischung in den eigenen Einflussbereich wahr-
nahm. Schließlich äußerte sich Polen wieder-
holt besorgt über die Gestaltung der deutsch-
russischen Verständigung, soweit sie  wie im
Falle der Ostseepipeline  als exklusive Zwei-
erbeziehung und damit als Mißachtung polni-
scher Interessen verstanden werden konnte. Hier
freilich waren Appelle an die EU zur Um-
orientierung der Pipelinepolitik vergeblich, im
Gegenteil: Der 6. Energiebericht des EU-Russia
Energy Dialogue (2005, 6) begrüßte neben dem
Ausbau der  u.a. über Polen führenden  Jamal-
Europa-Durchleitung ausdrücklich auch die
grundsätzliche Übereinkunft zwischen den
betroffenen Gesellschaften über die Realisie-
rung des Nordeuropäischen Pipelineprojekts.
In Russland wird die Haltung der Neumit-
glieder aus Ostmitteleuopa als primitive
Russophobie und als komplexbeladener Ata-
vismus solcher Repräsentanten gedeutet, die
das europäische Rad zum Schaden Moskaus um
Jahrzehnte zurückdrehen wollen und sich von
Intoleranz und Konfrontation gegenüber Russ-
land leiten lassen. Die kritische Position gegen-
über den Beitrittsländern rührt nicht zuletzt da-
her, dass die Putin-Führung im Rahmen ihrer
Hinwendung zur euro-atlantischen Gemein-
schaft besondere Bedeutung der Verdichtung der
Beziehungen zur EU beimißt, die sie durch ak-
tives russlandkritisches Einwirken der Neu-
mitglieder Ostmitteleuropas zusätzlich gefähr-
det sieht. Die Verdichtung hat insofern ihre Lo-
gik, als Europa diejenige Region ist, mit der
Russland historisch, politisch, wirtschaftlich und
kulturell unter allen Weltgegenden am engsten
verflochten ist. Seine Westgrenze zur EU, die
sich nach deren Erweiterung auf über 2000 km
erstreckt, ist die stabilste unter allen seinen Gren-
zen. Und schließlich: Drei Viertel der Bevölke-
rung Russlands leben im europäischen Teil des
Landes. Nicht zufällig genießt daher der visa-
freie Reiseverkehr zwischen Russland und
Europa bei ihnen höchste Priorität. Nach der EU-
Erweiterung haben fünf Mitgliedstaaten eine
direkte Landgrenze mit Russland (Finnland,
Estland, Lettland, Litauen und Polen), und drei
weitere sind Nachbarn Russlands jenseits der
Ostsee (Dänemark, Schweden und Deutschland).
Diese Nähe bietet sowohl Chancen für Zusam-
menarbeit als auch Gefahren für Konflikte.
Über solche grundsätzlichen Überlegungen
hinaus gibt es aus russischer Sicht aber auch eine
Reihe aktueller Gründe, die für ein Nah-
verhältnis zur EU und für eine Vertiefung des
mehrdimensionalen Charakters der Beziehun-
gen sprechen. Dazu zählen: die EU als wich-
tigste Partnerin in den Bereichen Handel, Mo-
dernisierungsinvestitionen und Energieexporte
 zwei Drittel der russischen Öl- und Gasaus-
fuhren gehen in die EU, und 60% der ausländi-
schen Direktinvestitionen stammen aus der
Union; die Einbeziehung Russlands in den Aus-
bau transeuropäischer Netze von Pipelines,
Fernstrassen, Eisenbahnen und Telekommuni-
kationssystemen; die Vertiefung der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik und der
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik mit ihren Auswirkungen auf Russland;
die zukünftige Rolle des Euro und seine Kon-
sequenzen für die russisch-europäischen Wirt-
schafts- und Finanzaktivitäten; die Gestaltung
Gesamteuropas im Zeichen der EU-Erweiterung
nach Osten. Nicht zufällig charakterisierte Prä-
sident Putin die Russland-EU-Beziehungen im
Kontext des Moskauer Gipfels vom Mai 2005
als Strategische Partnerschaft, die für Russ-
land vorrangige Bedeutung habe.
Umgekehrt liegt das Interesse der EU an
engen Beziehungen zu Russland auf der Hand.
Für die EU ist Russland bei allen Widersprü-
chen und Ungewißheiten aufgrund seiner Grö-
ße, seiner geographischen Nähe, seines Nutzen-
und Schadenpotenzials, seiner Energieres-
sourcen sowie seiner Rolle als regionaler und
globaler Akteur als Mitspieler für funktionale
Zusammenarbeit unentbehrlich. Als demokra-
tisch orientierter, kooperativer und sich euro-
päisch definierender Partner kann Russland er-
heblich zu Stabilität und Wohlstand auf dem
Kontinent beitragen. Als peripherisierte und in
ihrer Zuordnung unsichere Grossmacht besteht
dagegen die Gefahr, dass Russland Instabilität
über Osteuropa und die neu beigetretenen Län-
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der Ostmitteleuropas bis nach Westeuropa ex-
portiert.
2. Asymmetrie als Problemfaktor in den
Beziehungen
Trotz der Vielzahl gemeinsamer Interessen
und positiver Interdependenzen hat die Partner-
schaft EU-Russland für alle Welt sichtbar in
jüngster Zeit eine Periode der Krise durchlau-
fen. Zwar verweisen führende Repräsentanten
beider Seiten auch weiterhin auf den dynami-
schen Charakter der wechselseitigen Beziehun-
gen, auf den großen Vorrat an gemeinsamen
Interessen und auf die im Konsens geregelten,
ursprünglich scharfen Konflikte. Dies bezieht
sich auf eine Reihe von Kooperationsfeldern 
von dem intensiven Energiedialog über die Zu-
stimmung der EU zum WTO-Beitritt Russlands,
die Ratifizierung des Kyoto-Protokolls durch
Moskau, die im Ganzen positive Regelung des
Kaliningrad-Transits sowie die Einbeziehung
der neuen EU-Mitglieder in das Partnerschafts-
und Kooperationsabkommen (PKA). Das 1994
unterzeichnete und Ende 1997 in Kraft getrete-
ne PKA markierte den Start für qualitativ neue
Beziehungen zwischen Russland und der EU.
Es bietet den politischen und juristischen Rah-
men für diese Beziehungen, legt deren Prinzi-
pien, Ziele und die wichtigsten Gebiete kon-
struktiver Interaktion mit dem Schwerpunkt
Wirtschaft fest und konstituiert die Institutio-
nen der Kooperation.
Zugleich haben sich die mit dem PKA ver-
bundenen Erwartungen jedoch nur teilweise
erfüllt und sind vielfach in Enttäuschung um-
geschlagen. Symptomatisch hierfür ist die Tat-
sache, dass sich die Partner auf dem Den Haager
Gipfel vom November 2004 auf die Verabschie-
dung konkreter Wegekarten (Road Maps) zu den
vier anvisierten Gemeinsamen Gesamteuro-
päischen Räumen nicht einigen konnten. Dies
ist Ausdruck eines wachsenden wechselseitigen
Mißtrauens, einer zunehmenden Divergenz in
den jeweiligen Interessen sowie überhaupt von
Unklarheiten darüber, was den Inhalt der Stra-
tegischen Partnerschaft ausmacht. Zusätzlich
belastet wird das Verhältnis EU-Russland durch
den demokratischen Aufbruch in der Ukraine,
der von der EU begrüßt, von Russland jedoch
mit Mißtrauen verfolgt und als Ausgreifen des
Westens auf das zur eigenen natürlichen Ein-
flusszone gerechnete Land angesehen wird. Es
sei dringend geboten, heißt es in Moskau, über
die vier gemeinsamen Räume hinaus einen fünf-
ten Gemeinsamen Raum zu schaffen: einen
Raum des gegenseitigen Vertrauens.
Wo liegen die Ursachen für Irritation und
Frustration, für Vertrauensschwund und Krise
zwischen den Partnern, die im Zuge der EU-
Osterweiterung unter Einbeziehungen von Län-
dern, die bis zur Wende von 1989 zum sowjeti-
schen Herrschaftsbereich gehört hatten, eher
noch verstärkt wurden? Bei allen gemeinsamen
und komplementären Interessen sind hierfür
ganz offensichtlich eine Reihe objektiver und
subjektiver Asymmetrien verantwortlich. Ur-
sprünglich eher verdeckt, rücken sie inzwischen
stärker in das Bewusstsein und gewannen da-
mit an Politikrelevanz. Solche Asymmetrien fin-
den sich insbesondere auf folgenden Feldern:
 Beide Partner durchlaufen bei stark unter-
schiedlichen Ausgangsbedingungen einen
schwierigen Prozess von Identitätssuche,
Konsolidierung und Selbstfindung, so dass
sich ein klares Bild über Struktur und Cha-
rakter des künftigen Europa noch nicht hat
herausbilden können. Russland als Kern der
UdSSR erlebte den traumatischen Zerfall
seines Imperiums und seinen Abstieg als
global agierende Großmacht. Das Land, das
im Zeichen von Drittem Rom und Dritter
Internationale wiederholt einen ideologi-
schen Führungsanspruch erhoben und geo-
politisch entsprechend weit ausgegriffen
hatte, fiel hinter jene Grenzen zurück, die es
noch vor Peter dem Großen Mitte des 17.
Jahrhunderts markiert hatte. Die EU dage-
gen stellt sich die Konsolidierung ihrer Er-
weiterung nach Osten und die enge An-
bindung der Neuen Nachbarn in der
geopolitischen Zwischenzone zur Aufgabe
 solcher Staaten also, die zuvor zum äuße-
ren bzw. sogar zum inneren Imperium der
Sowjetunion gehört hatten. In diesem Licht
steht Russland als im Vergangenen verhaf-
tete Status-quo-Macht der EU als dynamisch
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ausgreifender Integrationsmacht gegenüber.
Mit jeder Erweiterung wächst ihr Streben
nach politischer, wirtschaftlicher und sozia-
ler Stabilisierung der jeweils Neuen Nach-
barn als Voraussetzung für die Sicherung der
Stabilität in der eigenen Region.
 Die Zusammenarbeit wird weiters erschwert
durch die Unterschiede in der Natur der Part-
ner: Auf der einen Seite sehen wir einen
Verbund von Staaten, die bereit sind, Sou-
veränität an die tendenziell supranationale
Union abzugeben. Auf der anderen Seite
steht ein im Zeichen der präsidialen Macht-
vertikale rezentralisierter Staat, der bei sei-
ner Neuprofilierung als eigenständige Groß-
macht auf strikte Wahrung seiner Unabhän-
gigkeit bedacht ist und von außen kommen-
de Kritik an seinen inneren Verhältnissen als
unzulässige Einmischung verurteilt.
 Starke Gegensätze bestimmen das Verhält-
nis der Partner zu Recht und Gesetz sowie
zu Charakter und Inhalt von Rechts-
staatlichkeit. In Russland ist dieser Bereich
noch stark macht- und personenbezogen, ist
Rechtssicherheit daher nur begrenzt gege-
ben und wird oft von willkürlichem Han-
deln überlagert. In der EU dagegen regeln
Verträge unter gleichgestellten Personen die
Abläufe in Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft, bildet die Herrschaft des Gesetzes
den Kern der Integrationsprozesse.
Hinzu kommt ein weiteres Problem, das den
zukünftigen Charakter der strategischen Part-
nerschaft Russland-EU ganz wesentlich deter-
minieren wird. Wird Russland bei der Ausge-
staltung des inneren Systems seinen traditionel-
len und auf Dauer angelegten Sonderweg ein-
schlagen, oder handelt es sich bei dem System
Putin um einen temporären Umweg mit der
schließlichen Übernahme europäischer Grund-
werte und Prinzipien? Anders ausgedrückt:
Wird die normative Kraft des Faktischen den
Ausschlag geben oder die faktische Kraft von
Normen? Nur die zweite Variante bietet Russ-
land Perspektiven für ein Nahverhältnis bis hin
zur Integration mit der EU. Und umgekehrt:
Wird sich die EU in Zukunft eher zu einem
quasi-föderativen Gebilde entwickeln oder zu
einer lockeren Konföderation mit Freihandels-
zonencharakter? Für Russland wäre die engere
Verklammerung mit einer konföderal organisier-
ten EU eher möglich als mit einem supranatio-
nal verfassten Unionsstaat.
Die Asymmetrien und Ungewißheiten wer-
den sich auf absehbare Zeit kaum grundsätzlich
ändern und den Charakter der Beziehungen da-
her auch weiterhin prägen. Hinzu kommt ein
grundsätzliches Problem, das zunehmend  ver-
stärkt durch Konzeptionen und Initiativen von
Beitrittsländern und hier insbesondere Polen 
in den Vordergrund rückt und wachsende Dif-
ferenzen in den Positionen beider Seiten nährt.
Gemeint ist die kontrovers diskutierte Frage:
Soll sich die Partnerschaft auf die Verfolgung
gemeinsamer Interessen beschränken, wie Russ-
land meint, oder kann sie nur dann dauerhafte
integrative Impulse entwickeln, wenn sie sich
zugleich auf gemeinsame Werte gründet?
3. Der Wertedisput
Nach der Wende Anfang der 1990er Jahre
herrschte im Westen die  vom neuen Russland
genährte  Vorstellung, das Land werde sich
nach einer Phase erfolgreicher Systemtrans-
formation in den Rahmen der liberal-demokra-
tischen Staaten, in ihr Wertesystem und  so
damals Jelzin  als Teil der zivilisierten Staaten-
welt in den Kontext der europäisch-atlanti-
schen Demokratien einordnen. Radikale innere
Reformen des politischen Systems und der Wirt-
schaftsordnung sollten die Fundamente für enge
Interdependenzen mit dem Westen bis hin zu
einer Wertegemeinschaft legen. Entsprechende
Bestimmungen im PKA schienen solche Pers-
pektiven ebenso zu rechtfertigen wie die mit der
Mitgliedschaft in OSZE und Europarat verbun-
dene Übernahme europäischer Werte und de-
mokratischer Prinzipien durch Russland. Selbst
in den Erklärungen der EU-Russland-Gipfeltref-
fen ist bis heute die Rede von den gemeinsa-
men Werten, von denen sich beide Seiten lei-
ten lassen wollen.
In Wirklichkeit jedoch klaffen die jeweili-
gen Vorstellungen über Charakter und Ziel der
Partnerschaft im Zeichen wachsender autoritä-
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rer Tendenzen in Russland zunehmend aus-
einander. Was Russland angeht, so ist seine Po-
litik interessengeleitet; es betrachtet die EU vor-
rangig als Quelle für die wirtschaftliche
Modernisierung in einem gesamteuropäischen
Wirtschaftsraum. In diesem Kontext ist seine
Führung  im Sinne einer Teileuropäisierung 
gewillt, seine Gesetzgebung an bestimmte
wirtschafts- und handelspolitische Standards,
Normen und Regelwerke anzupassen, wie sie
auch der angestrebte Beitritt zur WTO erfor-
dert. Demgegenüber ist sie nur eingeschränkt
bereits jene Grundwerte zu realisieren, wie sie
im Rest Europas verstanden und gelebt werden:
Demokratie, Pluralismus, Grundfreiheiten,
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Medien-
freiheit.
Folglich betrachtet die Macht in Moskau die
Forderung nach Übernahme solcher Prinzipien
als unzulässige Einmischung in die inneren
Angelegenheiten Russlands, da sie die unter-
schiedlichen historischen und kulturellen Vor-
aussetzungen nicht berücksichtige. Russland
versteht sich zwar als Teil Gesamteuropas 
nicht zufällig erlebt Gorbatschows Wort vom
Gesamteuropäischen Haus gegenwärtig eine
Renaissance. Zugleich sieht das politische Es-
tablishment ihr Land gerade nicht als Teil eines
solchen Europas, wie es Brüssel verkörpert.
Vielmehr gibt es einen patriotisch-nationalen
Konsens, an den spezifischen kulturhistori-
schen, ethischen und systemformenden Tradi-
tionen und Werten Russlands festzuhalten und
auf dieser Grundlage die innere Entwicklung des
Landes im Sinne einer konsolidierten, unabhän-
gigen und gleichberechtigten Großmacht selbst
zu gestalten.
Symbolisch für die massive staatliche För-
derung nationalpatriotischen Denkens steht
das Scheitern des liberalen Staatsduma-Abge-
ordneten Ryschkow. Nicht der 4. November
1612, der Tag der Vertreibung der Polen aus
Moskau, solle den früher als Tag der bolsche-
wistischen Revolution gefeierten 7. November
ersetzen, wie es die Staatsmacht dem überrasch-
ten Publikum präsentierte. Stattdessen empfahl
Ryschkow, den 17. Oktober zum Staatsfeiertag
zu erheben, an dem sich 2005 die Veröffentli-
chung des Oktober-Manifests zum 100sten Male
jährte. Das dem Zaren abgerungene Manifest
versprach, der in allgemeinen Wahlen zu bil-
denden Staatsduma die ausschließliche Gesetz-
gebungskompetenz zu überlassen und allen
Russen die Grundrechte freier Bürger zu gewäh-
ren: Unverletzlichkeit der Person, Freiheit des
Gewissens, der Rede, der Versammlung und der
Organisation.
Die Wahl für den Tag des Oktobermanifests
wäre ein deutliches Signal Russlands an GUS-
Partner wie die Ukraine und Belarus gewesen,
die Beziehungen auf gemeinsame Werte und
demokratische Prinzipien zu gründen und nicht
auf eine Interessengemeinschaft intransparenter
autoritärer Präsidialsysteme. Sie hätte darüber
hinaus in Polen und den baltischen Ländern die
eingangs erwähnten Befürchtungen vor impe-
rialen Rückfällen Russlands mindern und die
einschlägigen PKA-Passagen mit Inhalt füllen
können. Indes: Das neue Russland schöpft
Gewißheiten für die Zukunft eher aus der Ver-
gangenheit, ein wirklicher Neubeginn hat nicht
stattgefunden. Russland ist nicht geneigt, sei-
ne Rückständigkeit gegenüber Europa nachho-
lend auszugleichen, wie es die noch vor kur-
zem kommunistisch regierten und jetzt zur EU
gehörenden Staaten Ostmitteleuropas nach der
Wende taten und wie es jetzt im Zuge des de-
mokratischen Aufbruchs in der Ukraine ge-
schieht. Vielmehr will Russland umgekehrt aus
seiner eigenen Tradition Kräfte mobilisieren
und Motivationen beziehen (Simon 1995, 6).
Dass sich dabei in Moskau eine enge Zusam-
menarbeit von staatlicher, militärischer und
kirchlicher Führung etabliert hat, ist Ausdruck
des Strebens, an systemübergreifende Konti-
nuitäten zaristischer und sowjetischer Traditi-
on anzuknüpfen. Vor diesem Hintergrund er-
wartet Russland partnerschaftliche Unterstüt-
zung der EU bei der ökonomischen, nicht aber
bei der politisch-gesellschaftlichen Moderni-
sierung.
Auch die EU und ihre Mitgliedstaaten las-
sen sich in ihrem Verhältnis zu Russland von
konkreten Interessen leiten, am deutlichsten
sichtbar im Energiedialog. Sie verbinden dies
jedoch mit der Erwartung, dass die interessen-
geleitete Politik des russischen Partners nicht
in autoritär-zentralistische Traditionen zurück-
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fällt, sondern sich auf gemeinsame europäische
Werte und demokratische Prinzipien gründet.
Der Grad des russischen Bezugs auf europäi-
sche Werte bestimmt für die EU ganz wesent-
lich Charakter und Qualität der Partnerschaft.
Das ist kein Luxus und nicht mit einem Auf-
drängen eigener Modelle gleichzusetzen, wie in
Moskau häufig vermutet wird. Vielmehr soll
damit zum Ausdruck gebracht werden: Moder-
nisierung und Innovation können nur dann ge-
lingen und die angestrebten Interdependenzen
fördern, wenn sie umfassend angelegt sind und
sich nicht auf die Übernahme einzelner techni-
scher Standards und Normen beschränken.
Berechenbarkeit, Effizienz und Transparenz in
der Politik, der Wirtschaft, den Sicherheits-
agenturen und sogar in den Außenbeziehungen
können  so die Überzeugung in den Reihen
der EU  dauerhaft nur dann gewährleistet wer-
den, wenn die Exekutive in ein funktionieren-
des System der Gewaltenteilung eingebunden
ist und wenn freien und unabhängigen Medien
sowie einer lebendigen Zivilgesellschaft die
Möglichkeit zu kritisch-konstruktiver Artikula-
tion gegeben wird. Kritische Stimmen aus der
Gesellschaft und von Seiten ausländischer Part-
ner dürfen nicht als Stabilitätsrisiko denunziert,
sondern müssen im Gegenteil als unverzichtbare
Stabilitätsfaktoren anerkannt werden; als Aus-
druck gesellschaftlicher Vielfalt und gelebter
Partnerschaft bilden sie unerläßliche Instrumen-
te der Korrektur möglicher Fehlentwicklungen.
Die Erfahrung habe zudem gezeigt, dass die
Integration auf der Basis der Systemtrans-
formation wesentlich stärkere Garantien für
vorhersehbares und freundschaftliches Verhält-
nis insbesondere von großen Staaten bietet als
jegliche wechselseitige Abhängigkeit auf wirt-
schaftlichem Gebiet.
Nicht auszuschließen sind in diesem Kon-
text Entwicklungen, in deren Folge das Ge-
meinsame Haus Europa in zwei nur locker ver-
bundene Etagen geteilt wird. Gemeint ist einer-
seits ein autoritär geformtes Russland, dessen
Einfluß aufgrund seiner geringen Attraktivität
auf Teile des postsowjetischen Raums begrenzt
ist, und andererseits eine von europäischen
Werten und Grundprinzipien geprägte EU-25,
die  wie der Aufbruch in der Ukraine demons-
triert  wachsende Anziehungskraft auf ihr geo-
politisches Vorfeld im Osten ausübt.
4. Die Gemeinsamen gesamteuropäischen
Räume
Große Teile von Eliten und Bevölkerung
verbinden die Zukunft Russlands mit einer Nähe
des Landes zu Europa. Die Gründe für diese
Präferenz liegen auf der Hand. Historisch war
die Modernisierung der europäischen Kultur-
nation Russland  auch im Bewusstsein seiner
Bevölkerung  immer auf Europa bezogen.
Russlands Beziehungen zur EU und ihren Mit-
gliedstaaten sind anders als etwa zu den USA
in ihrer Dichte unübertroffen: Sie sind, wie die
Wegekarten der vier gesamteuropäischen Räu-
me eindrucksvoll ausweisen, mehrdimensional
angelegt (Politik, Wirtschaft, innere Sicherheit,
Internationales) und erfassen alle Ebenen (lo-
kal, regional, national und international). Das
Land versteht sich als integraler, wenn auch
spezifischer Teil Europas, seine Bevölkerung
lebt zu 75 Prozent in den europäischen Regio-
nen das Landes, seine Touristen, Flugreisen und
Telefonate haben zu über 60 Prozent die EU-25
zum Bezugspunkt. Seiner Kultur und Mentali-
tät nach ist das russische Volk Putin zufolge ein
europäisches Volk. Ein Volk allerdings, wird
meist ergänzt, das sich die historisch gewach-
senen Besonderheiten seiner politischen Kultur
bewahren will und eine Modernisierung durch
Verwestlichung mehrheitlich ablehnt.
Hierauf verweisen nicht zuletzt die Mitte
2004 der EU überreichten russischen Wegekar-
ten zu den vier Gemeinsamen gesamt-
europäischen Räumen (Wirtschaft; Freiheit,
innere Sicherheit und Justiz; Äußere Sicherheit;
Wissenschaft, Bildung und Kultur). Auf dem
Haager Gipfel vom November 2004 blockierte
Russland die Verabschiedung eines anvisierten,
sämtliche vier Räume umfassenden, Aktions-
plans der EU. Moskau wollte zentrale Punkte
aus den Abschnitten Freiheit, innere Sicher-
heit und Justiz sowie Äußere Sicherheit nicht
mittragen. Stattdessen schlug Russland vor, mit
den Abschnitten Gemeinsamer Wirtschafts-
raum sowie Gemeinsamer Raum für Wissen-
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schaft, Erziehung und Kultur nur jene Teile zu
verabschieden, über die Konsens erzielt werden
konnte. Brüssel lehnte das Moskauer Vorgehen
selektiven Rosinenpickens ab, um das umfas-
sende und kohärente Herangehen an die vier
Räume zu wahren. Erst die Gipfel von Moskau
(Mai 2005) und London (Oktober 2005) verab-
schiedeten bzw. präzisierten die vier Wegekar-
ten, die über 400 Einzelmaßnahmen auflisten.
Gemeinsamer Wirtschaftsraum: Nicht zufäl-
lig leiten beide Seiten ihre Wegekarten mit aus-
führlichen Konzeptionen zur Ausgestaltung des
Gemeinsamen Wirtschaftsraums ein, dem zen-
tralen Projekt gegenseitiger Verflechtung. Hier
geht es darum, im Zeichen von Komplementa-
rität und wachsender Interdependenz schritt-
weise einen offenen und integrierten Markt zu
bilden. Zu diesem Zweck gilt es, die Wirtschafts-
und Handelsaktivitäten zu erleichtern, den
wechselseitigen Marktzugang zu verbessern,
eine hohe Regulierungskonvergenz zu erreichen
und die Infrastrukturen zu entwickeln: im
Warenaustausch, im Dienstleistungswesen,
im Investitionsbereich und beim wirtschaftlich
motivierten Personenverkehr. Auf all diesen
Feldern besteht zwischen den Partnern tatsäch-
lich eine Disposition zu weitgehender Harmo-
nisierung von Standards und Normen. Sollte die
Regulierung in einem allmählichen Prozeß
sämtliche Wirtschaftssektoren erfassen, so wür-
de Russland in ein Verhältnis zur EU treten, das
demjenigen Norwegens im Rahmen des Euro-
päischen Wirtschaftsraums (EU plus Rest-
EFTA) ähnelt.
Allerdings haben die Partner hier noch ei-
nen langen Weg zurückzulegen, zumal es
bislang an institutionellen Mechanismen zur
Umsetzung der Absichtserklärungen mangelt.
Immerhin bedeutet der von Brüssel unterstütz-
te baldige Beitritt Russlands zur WTO einen
wichtigen Schritt in Richtung wachsender In-
terdependenzen und verstärkter regionaler In-
tegration des Landes in die EU: Er stimuliert
Wirtschaftsreformen, fördert Transparenz und
schafft größere Rechtssicherheit, so dass die
russische Wirtschaft enger mit der europäischen
verklammert wird. Gleichwohl bleibt die Fra-
ge, ob Russland über die WTO-Bestimmungen
hinaus zur Anpassung an das europäische
Gemeinschaftsrecht grundsätzlich bereit ist.
Denn Anpassung im Sinne von Harmonisierung
läuft keineswegs auf eine Konvergenz zentra-
ler Elemente beider Wirtschaftsordnungen hin-
aus, wie in Moskau gelegentlich vermutet wird.
Vielmehr bedeutet sie die einseitige Übernah-
me von Gesetzen, Regelungen und Verwaltungs-
praktiken der EU durch Russland, so wie sie
beispielsweise von Norwegen praktiziert wird.
Wird Moskau dieses Regime schrittweise über-
nehmen wollen, was einigen russischen Au-
torInnen zufolge auf eine Kolonisierung des
Landes durch die EU hinauslaufen würde? Oder
wird Russland einer Regelung den Vorzug ge-
ben, bei dem es an wesentlichen Elementen sei-
nes eigenen Normensystems als essentiellem
Teil seiner nationalen Unabhängigkeit festhält?
Dies freilich würde nicht nur der wirtschaftli-
chen Interdependenz Russland-EU Grenzen set-
zen. Es würde darüber hinaus auch Russlands
Wirtschaftsbeziehungen zu jenen Staaten des
postsowjetischen Raums erschweren, die sich
wie die Ukraine dem Normengefüge der EU
anpassen wollen.
Gemeinsamer Raum für Freiheit, Sicherheit
und Justiz: Wenn über diesen Abschnitt in Den
Haag Einvernehmen nicht erzielt werden konn-
te, so lag das an dem unterschiedlichen Ver-
ständnis von Freiheit. Der EU-Entwurf ver-
wies ausführlich auf die gemeinsamen Werte
als Grundlage für die Partnerschaft sowie auf
die Notwendigkeit, den offenen und freien Di-
alog über Demokratie, Herrschaft des Rechts,
Menschenrechte, Medienfreiheit und Entfal-
tung der Zivilgesellschaft fortzusetzen. Freiheit
wird hier als ein sämtliche Lebensbereiche um-
fassendes Prinzip verstanden, dessen Verwirk-
lichung überhaupt erst eine Vertiefung der Part-
nerschaft mit Russland möglich macht. Russ-
land dagegen interpretiert Freiheit verengt als
Chance, ein Europa ohne Trennlinien zu bil-
den und den Menschen die Möglichkeit zu ge-
ben, ungehindert zu reisen und persönliche
Kontakte im gesamteuropäischen Raum zu pfle-
gen. Die Verengung des Freiheitsbegriffs auf
die Reisefreiheit unter Ausschaltung der Werte-
dimension zielt ganz offensichtlich auf eine
Entpolitisierung des Verständnisses von Frei-
heit.
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Im Blick auf die Visafreiheit hat die EU nach
begrenzten Erleichterungen für bestimmte
Personengruppen durch Deutschland, Frank-
reich und Italien Russland auch ihrerseits ange-
boten, im Rahmen von Schengen ähnlich zu
verfahren (Gardner 2005). Allerdings würde
dies den Abschluss eines Rückübernahme-
abkommens erfordern, also die Bereitschaft
Moskaus zur Wiederaufnahme solcher Perso-
nen, die von Russland aus illegal in den EU-
Raum gelangt sind (ein entsprechendes Abkom-
men hat Russland im Rahmen der Kaliningrad-
Transitvereinbarung bislang nur mit Litauen
abgeschlossen). Dies bezieht sich aus EU-Sicht
auch auf Angehörige von Drittstaaten, die Russ-
land als Transitland zur illegalen Einreise in die
EU genutzt haben, und nicht nur auf russische
Staatsbürger, wie es das offizielle Moskau vor-
sieht. Darüber hinaus sind in diesem Komplex
noch zwei weitere Hürden zu überwinden. Zum
einen wollte die EU bereits die Visaerleichte-
rungen (und nicht erst die Visafreiheit) mit der
gleichzeitigen Verpflichtung Russlands zur
Rückübernahme verbinden. Moskau lehnte dies
ab. Zum andern erhebt sich die Frage: Ist Russ-
land überhaupt in der Lage, bei offenen und
häufig unübersichtlichen Grenzen insbesondere
in Zentralasien und im Kaukasus illegale, Rest-
europa anvisierende Migrationsströme zuverläs-
sig einzudämmen? Allein die Grenze zu Ka-
sachstan erstreckt sich auf über 7000 km. Von
russischer Seite verlautete Mitte 2005, die Re-
gierung habe inzwischen das Modell eines ent-
sprechenden Rahmenvertrags ausgearbeitet und
an 28 Staaten weitergeleitet. Da diese hierzu
jedoch unterschiedliche Positionen einnähmen,
sei mit einem breiten Konsens kurzfristig nicht
zu rechnen.
Gemeinsamer Raum für äußere Sicherheit:
Günstige Voraussetzungen für eine engere Ko-
operation bestehen auf dem Gebiet für äußere
Sicherheit. Beide Seiten versuchen sich als glo-
bale Akteure zu profilieren. Dabei sind die Aus-
gangspositionen durchaus unterschiedlich. Die
EU als nichthegemonialer Akteur möchte ihre
globale Wirtschaftsmacht in eigenständige po-
litische Handlungsmacht umsetzen. Russland
seinerseits will seine Position als unabhängige,
gleichberechtigte und äußeren Einflüssen ge-
genüber immune Großmacht mit globalen Am-
bitionen unterstreichen. Für beide Seiten spielt
dabei die Neuformierung Gesamteuropas eine
zentrale Rolle; nach Vorstellungen Brüssels auf
der Basis wertegebundener Fundamente, nach
Moskauer Konzeptionen aus pragmatischer,
nationalen Interessen folgender Motivation. Im
Vordergrund steht dabei für Russland die Ab-
sicht, verlässliche äußere Rahmenbedingungen
für die innere Modernisierung und damit für
einen nachhaltigen Wirtschaftsaufschwung des
Landes zu schaffen.
In diesem Kontext bezogen die EU und
Russland in den internationalen Beziehungen
auf wichtigen Politikfeldern gleiche oder ähnli-
che Positionen. Neben der Terrorismusbe-
kämpfung und der Verhinderung der Prolifera-
tion von Massenvernichtungswaffen lauten zen-
trale Stichworte: Multipolarismus in einem
funktionierenden System internationaler Regeln
und Institutionen, in dem die Vereinten Natio-
nen den Kern bilden; gewaltfreie Lösungen im
Großraum Naher und Mittlerer Osten; Unter-
stützung Russlands für die Bemühungen der
EU-Mitglieder Deutschland, Frankreich und
Großbritannien, den Iran zum Verzicht auf die
Herstellung atomwaffenfähigen Materials zu
bewegen; Bemühungen um einvernehmliche
Regelungen auf dem Balkan.
5. Divergenzen über die geopolitische
Zwischenzone
Mit der Erweiterung der EU nach Osten
weckte die geopolitische Zwischenzone Ukrai-
ne, Belarus und Moldau wachsendes Interesse
bei der Union, was seinen Ausdruck in dem
Brüsseler Konzept der Neuen Nachbarschaft
fand. Das ist deshalb nicht unproblematisch,
weil Putin zwar Abschied genommen hatte von
Konzeptionen einer umfassenden Reintegrati-
on der früheren Sowjetunion. Zugleich aber
setzte er auf eine Strategie gezielter bilateraler
und subregionaler Einflussnahme in der Regi-
on, wobei insbesondere Energielieferungen und
massive Investitionen russischer Konzerne im
Wirtschafts- und Finanzbereich in einer Verzah-
nung von Geoökonomie und Geopolitik das
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politische Gewicht Russlands stärken sollten. Im
Zentrum dieses Konzepts stand das 2003 ange-
stoßene Projekt des integrierten Einheitlichen
Wirtschaftsraums (EWR), gebildet aus Russ-
land, der Ukraine, Belarus und Kasachstan. Er
umfaßt 90% des GUS-Territoriums und 78%
seiner Bevölkerung. Zugleich handelt es sich bei
seinen Teilnehmern um die vier wirtschaftlich
stärksten Länder der GUS. Auf sie entfallen 94%
des Bruttoinlandsprodukts, und 87% des gesam-
ten Intra-GUS-Handels wickeln sie untereinan-
der ab.
Diese Strategie, die in deutlicher Konkur-
renz zur Konzeption der EU von privilegierter
Neuer Nachbarschaft mit den Ländern der
Zwischenzone steht, scheint mittlerweile spek-
takulär gescheitert. Insbesondere gilt dies für das
Verhältnis zur Ukraine, den stärksten Partner im
EWR-Projekt und zugleich einen Staat, für den
Unabhängigkeit vor allem Unabhängigkeit von
Russland bedeutet und der sich  mit Unterstüt-
zung Polens und der baltischen Staaten  als Ziel
die Vollmitgliedschaft in der EU gesetzt hat.
Gerade weil Russland unter Putin der EWR-In-
tegration hohe Priorität beimass, wurde der de-
mokratische Aufbruch in der Ukraine mit dem
Sieg des prowestlichen Juschtschenko über
den prorussischen Janukowitsch in Moskau
weithin als die größte Niederlage der russischen
Außenpolitik in den letzten Jahren gewertet
(Arbatov 20051). In diesem Kontext drängen
sich für die Zukunft folgende Probleme auf:
 Russland sucht im GUS-Raum seine
geopolitischen Positionen zu wahren (Sta-
tus-quo-Macht), sei es durch Festhalten an
Stützpunkten in Moldau und Georgien, sei
es in Form von Präferenzbeziehungen zu
autoritär-bürokratischen, Moskau-loyalen
Regimen wie in Belarus und bis vor kurzem
auch in der Ukraine. Dies mag kurzfristig
zur Sicherung von Interessen und Einfluss
von Vorteil sein. Doch wirkt eine solche Li-
nie längerfristig kontraproduktiv, da sie Eli-
ten und Bevölkerung von Russland entfrem-
det. Müßte nicht Russland die Attraktivität
der EU für die Länder der Zwischenzone in
sein Kalkül einbeziehen und seinerseits die
Verbindung zu ihnen durch friedliche
Konfliktlösung, wirtschaftliche Verflechtung
und umfassende zivilgesellschaftliche Netz-
werke festigen? Russische Beobachter ver-
gleichen diese Haltung mit der Rolle des
Zarenreichs in der Heiligen Allianz während
des 19. Jahrhunderts. Damals trat Russland
als konservative Vormacht europäischer
Monarchien gegen die Revolutionsplage
von 1848 auf.
 In der russischen Version des Aktionsplans
vom Herbst 2004 nahm der Vorschlag zu
gemeinsamer Lösung regionaler Konflikte
einschließlich Krisenprävention und fried-
licher Beilegung einen wichtigen Platz ein.
Die EU konkretisierte dies und regte in ih-
rem Papier ein entsprechendes gemeinsames
Vorgehen zur Stabilisierung und Regelung
der eingefrorenen Konflikte in den Problem-
regionen an (Transnistrien, Südossetien,
Abchasien, Berg-Karabach). Die Perspekti-
ve einer entsprechenden Kooperation fehlte
jedoch in der russischen Version der Wege-
karte. Denkbar wäre, im Zuge einer gemein-
samen Initiative nach dem Beispiel des
Stabilitätspakts für Südosteuropa zur politi-
schen Regelung ESVP-Militär- und Zivil-
kräfte miteinzubeziehen, die das Vertrauen
der Konfliktparteien genießen und Konflikt-
regelung aktiv unterstützen. Mittlerweile
verfügt die EU über einen Fundus erfahre-
ner Juristen, Polizisten und Verwaltungs-
experten, die als Berater fungieren und Auf-
bauhilfe leisten könnten.
 Der demokratische Aufbruch in der Ukrai-
ne war weniger ein Konflikt zwischen Russ-
land und der EU als ein Kampf zwischen
zwei Gesellschaftsmodellen  einem Modell
der Demokratie und der Wirtschaftsreformen
einerseits und einem semiautoritären Modell
korrupter, in seiner Triebkraft erschöpfter
Clanwirtschaft andererseits. Nach dem Um-
bruch in Kiew kann Russland eigentlich
wenig Interesse an einer Ukraine haben, die
sich destabilisiert und damit die Wirtschafts-
aktivitäten Russlands konterkariert und das
gesamte regionale Umfeld in die Krise stürzt.
Anders als die Sowjetführung 1956 und
1968 gibt die heutige Moskauer Führung der
Integration in die internationale Staatenge-
meinschaft und hier insbesondere der Part-
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nerschaft mit der EU Vorrang vor einem Ein-
greifen gegen einen als Lagerwechsel wahr-
genommen Umbruch in Staaten des post-
sowjetischen Raums.
 Die Nachbarschaftspolitik der EU ist ihrer-
seits zwar der erste großräumig angelegte
Versuch der EU, den gemeinsamen Werte-
kanon über ihre Grenzen hinaus zu expor-
tieren (Verheugen 2005, 121). An einer
Absorption der Ukraine ist die Union jedoch
keineswegs interessiert, wie ihr Zögern de-
monstriert, dem Land eine konkrete Mit-
gliedsperspektive zu geben. So gesehen ist
die Union ein durchaus untypischer und
geradezu widerstrebender Imperialist. Ihre
fortdauernde Expansion wurzelt nicht in dem
Streben ihrer Führungsfiguren nach Auswei-
tung des Territoriums, sondern in ihrer At-
traktivität für die Nachbarn. Tatsächlich ist
die EU an einer Ukraine interessiert, die of-
fen ist nach West und Ost und die die Annä-
herung des Landes an die EU mit dessen stra-
tegischer Partnerschaft mit Russland verbin-
det. Aus einer Reihe von Gründen braucht
die Ukraine gute Beziehungen zu beiden
Seiten. Allerdings verstärkte die Bemerkung
des polnischen Staatspräsidenten Kwas-
niewski, wonach die internationale Gemein-
schaft mit einem Russland ohne die Ukrai-
ne besser fahre als mit einem Russland mit
der Ukraine, Befürchtungen in Moskau,
nach dem Beitritt insbesondere Polens und
der baltischen Staaten werde die EU
insgesamt gegenüber Russland in der geo-
politischen Zwischenzone aggressiver auf-
treten.
In diesem Kontext lautet die für die Zukunft
der Region und für Gesamteuropa zentrale Fra-
ge: Was ist zu tun, damit sich in der Ukraine als
dem wichtigsten Land der Zwischenzone die
Interessen von EU und Russland an stabilen
Umfeldbedingungen treffen? Wie können die
Gemeinsamkeiten als gemeinsame Verantwor-
tung genutzt und entwickelt werden? Ist die Ein-
schätzung zutreffend, dass die Integrations-
konflikte um die Ukraine in dem Maße an Bri-
sanz verlieren, wie die Verdichtung der Partner-
schaft EU-Russland gelingt?
Die überraschende Drohung des staatlich
geleiteten Monopolisten Gasprom Anfang
2006, den Gaspreis für die Ukraine um das
knapp Fünffache zu erhöhen, hat solche Über-
legungen vorerst in den Hintergrund treten las-
sen. Gewiß hat der russische Staat, der als Mehr-
heitsaktionär die Linie des Gasmonopolisten be-
stimmt, auch nachvollziehbare ökonomische
Motive, die Subventionierung von GUS-Län-
dern durch niedrige Gaspreise zu senken oder
überhaupt zu beenden. Zugleich dürfte das Vor-
gehen Moskaus, den Gaspreis für die Ukraine
abrupt  und nicht etwa stufenweise  hochzu-
treiben, jedoch auch politische Gründe haben.
Abgesehen davon, dass damit auch die
Versorgungssicherheit einer Reihe von EU-Mit-
gliedsstaaten und hier insbesondere der
Beitrittsländer Ostmitteleuropas gefährdet wird,
zielte es letztlich darauf, die europäisch orien-
tierte Juschtschenko-Führung für den demokra-
tischen Aufbruch abzustrafen und die Ukraine
in den russischen Einflussbereich zurückzufüh-
ren. Die Folgen für die EU-Russland-Beziehun-
gen sind absehbar: Russlands Reputation als
verläßlicher Gaslieferant könnte beträchtlichen
Schaden nehmen, die Energiepartnerschaft mit
der EU könnte angesichts der massiven Politi-
sierung dieses Sektors durch Moskau ihren
Nimbus als eine der tragenden Säulen dieser
Beziehungen einbüßen. Brüssel wird bemüht
sein, die Energiebezüge weiter zu diversifizie-
ren, um in Zeiten möglicher zukünftiger Span-
nungen nicht zu stark von Russland abhängig
und damit erpressbar zu sein. Aufgrund ähnli-
cher Überlegungen trafen sich im Januar 2006
die Energieminister aus Österreich, Kroatien,
Slowenien, der Tschechischen Republik und der
Slowakei  aus Ländern also, deren Erdgas-
import aus Russland bei 70% und mehr liegt
(Krakov 2005).
Die Reaktion unter Eliten und Bevölkerung
der Ukraine ist für Moskau gegenwärtig noch
nicht vorhersehbar. Denkbar ist einerseits, dass
das Land die Schuld für die Zuspitzung der
Juschtschenko-Führung anlastet und auf eine
Wiederannäherung an Moskau dringt. Anderer-
seits ist nicht auszuschließen, dass der Gas-
konflikt für Russland kontraproduktiv wirkt und
die Ukraine im Widerstand gegen das Moskauer
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Diktat eint. In einer dritten möglichen Variante
werden die zwischenzeitlich abgemilderten
Gegensätze zwischen einem prorussischen
Osten und einem proeuropäischen Westen in
der Ukraine erneut und verstärkt aufbrechen und
das Land schweren inneren Spannungen aus-
setzen. Alle drei Szenarien widersprechen den
Interessen der EU und würden ihre Beziehun-
gen zu Russland belasten, zumal sie selbst von
den Konfliktparteien gleichsam als Geisel ge-
nommen wurde. Ihr dringender Aufruf an die
Konfliktparteien zu einvernehmlicher Beilegung
des Gaskonflikts war daher nur konsequent und
hat offensichtlich zu dessen (vorläufigem?)
Ende beigetragen.
In Russland erleben nach dem Ukraine-De-
bakel geopolitische Verschwörungstheorien und
Einkreisungsängste eine Renaissance. Putin
(2004) zufolge wird das Bemühen zur Stärkung
Russlands als Autoritarismus verleumdet, denn
nicht alle in der Welt wollen ein unabhängi-
ges, starkes und selbstsicheres Russland. Mit
diesem Ziel werden politischer, wirtschaftlicher
und Informationsdruck als Waffe im globalen
Wettbewerb eingesetzt, um das Land in geplan-
ten Kampagnen zu diskreditieren. Damit werde
im Zeichen westlicher Konspiration versucht,
über die Implantation farbiger Revolutions-
viren die Machtverhältnisse in den Ländern des
postsowjetischen Raums umzustürzen und
Europa erneut in einen westlichen und einen
östlichen Teil zu spalten. Zwar sind in Moskau
in Politik, Diplomatie und Wissenschaft
inzwischen auch solche Stimmen zu vernehmen,
die revolutionäre Bewegungen im post-
sowjetischen Raum nicht vorrangig auf westli-
che Diversion zurückführen, sondern eher auf
das Versagen einheimischer autoritärer, korrup-
ter und beim Volk unbeliebter Führungsgruppen
 so beispielsweise Igor Iwanow (2005, 10f.),
Ex-Außenminister und heute Sekretär des Si-
cherheitsrats. Die Konsequenz für Moskau
müsse darin bestehen, die Beziehungen zu den
Gesellschaften und Eliten jener Länder zu er-
weitern und dabei auch solche Kräfte einzube-
ziehen, die in ihren demokratischen Konzepten
für die Bevölkerung oft glaubwürdiger und ver-
trauenswürdiger seien als die von Moskau ge-
stützte Staatsmacht. Man müsse die ganze Ge-
sellschaft ansprechen und nicht nur die regie-
renden Eliten.
Die Einschätzung, wonach demokratischer
Wandel im postsowjetischen Raum innenpoli-
tische Wurzeln hat, wird von der Mehrheit der
führenden Eliten in Moskau indes nicht geteilt.
Aus der Mitte der Gesellschaft stammende de-
mokratische Aufbrüche werden in wohlbekann-
ter Tradition als außengesteuerte Umstürze dis-
kreditiert. Solche Theorien dienen dazu, von
eigenen Fehlern abzulenken und eigene Fehl-
kalkulationen der Einkreisungsstrategie eines
verständnislosen oder sogar feindlichen Wes-
tens anzulasten. Sie bergen die Gefahr einer
Selbstisolierung Russlands in sich  eines Russ-
land, an dessen demokratisch fundierter Stabi-
lität und konstruktivem Zusammengehen im
Kampf gegen neue Bedrohungen die Europäer
gerade interessiert sind. Treffend verweist
Trenin (2005a, 299) auf die im heutigen Russ-
land nach wie vor weite Verbreitung von
Verschwörungsszenarien, die auch das Verhält-
nis Russlands zur EU belasten:
Ein bedeutendes professionelles Handicap der ge-
genwärtig herrschenden Gruppe ist ihr verzerrtes
Weltbild. Da ihre Angehörigen jahrzehntelang für
die Sicherheitsdienste gearbeitet haben, glauben sie,
die Welt werde insgesamt von genialen Verschwö-
rern gelenkt. Die Probleme, auf die sie stoßen, füh-
ren zu einer Bunkermentalität, die Russland als Fes-
tung ohne Bündnispartner, belagert durch zahlrei-
che Feinde, definiert: durch radikale Islamisten,
amerikanische Imperialisten, chinesische Expansio-
nisten und so weiter.
Seinen Niederschlag findet die Ein-
kreisungsfurcht nicht zuletzt in einer zunehmend
kritischen Haltung Russlands zur OSZE und
zum Europarat. Beide werden  überspitzt for-
muliert  von den Führungsgruppen in Moskau
inzwischen mehr gefürchtet als die NATO.
Beide Organisationen arbeiten eng mit der EU
zusammen und verfolgen in ihrem Aufgaben-
bereich gleiche oder komplementäre Ziele, wo-
mit sie laut EU-Aktionsplan von 2004 einen
wichtigen Beitrag zu einer geordneten Welt
leisten. Russland zufolge verwendet die OSZE
doppelte Standards zu Lasten der Länder im
GUS-Raum, um dort die europäisch orientierte
Opposition aufzuwiegeln und für einen Macht-
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und Seitenwechsel vorzubereiten. Die Wahl-
beobachtung dürfe nicht zum Instrument
von politischer Manipulation und zum Faktor
der Destabilisierung werden, heißt es, denn sonst
höre die Organisation auf, ein Forum zur Verei-
nigung der Staaten und Völker zu sein und be-
ginne im Gegenteil, sie auseinanderzutreiben.
Allerdings: Eine russische Politik, die beide
Organisationen mit fragwürdigen Argumenten
kritisiert und ihre Herabstufung in Erwägung
zieht, würde zugleich die Beziehungen zur EU
beschädigen. Sie entbehrt insofern auch an Lo-
gik, als Moskau in der OSZE den Akzent zwar
auf den Aspekt Sicherheit (und Wirtschaft)
verlagern möchte, sich bei den genannten ein-
gefrorenen Konflikten jedoch einer nachhalti-
gen sicherheitspolitischen Zusammenarbeit mit
der EU und der OSZE selbst verweigert und statt
dessen den Zustand einer Art kontrollierter
Instabilität vorzieht.
6. Ergebnisse der Gipfel von Moskau und
London
Der Moskauer Russland-EU-Gipfel vom
Mai 2005 stand im Schatten der 60-Jahresfeier
des Sieges über Nazi-Deutschland und war
zugleich beeinflusst von unterschiedlichen
Erinnerungskulturen Russlands einerseits und
der EU-Neumitglieder aus Ostmitteleuropa
andererseits. In diesem Kontext gewann die
Kontroverse zwischen Russland und Lettland
dadurch an Schärfe, dass Riga den zur Ratifi-
zierung bereitliegenden Grenzvertrag überra-
schend mit territorialen Forderungen belastet
hatte und Moskau daher seine Zustimmung zu-
rückzog. Dieses Vorgehen stürzte die EU-Dele-
gation während des Moskauer Gipfels in nicht
geringe Verlegenheit und veranlaßte sie zu der
Versicherung, den Streitpunkt, der ja seit 2004
die EU-Russland-Grenzen insgesamt betrifft,
zum Thema von Gesprächen mit den Verant-
wortlichen in Riga zu machen. Der Grenz-
konflikt, der in analoger Weise auch das Ver-
hältnis Russlands zu Estland eintrübt, wartet
weiterhin auf eine Lösung.
Im Übrigen hat der Moskauer Gipfel nur in
einem zentralen Punkt Divergenzen nicht aus-
räumen können: dem Komplex Reiseerleichte-
rungen, der Russland angesichts der geschilder-
ten engen Kontakte nach Europa besonders am
Herzen liegt. Immerhin erklärte sich die EU zu
gewissen Visaerleichterungen für bestimmte
Personengruppen bereit (z.B. PolitikerInnen,
WissenschaftlerInnen, Geschäftsleute, Studie-
rende), wie sie zuvor bereits Deutschland,
Frankreich und Italien gewährt hatten. Russland
seinerseits stimmte zu, nach einer Übergangs-
periode von drei Jahren über illegal eingereiste
BürgerInnen Russlands hinaus auch Personen
aus Drittstaaten sowie Staatenlose zurückzuneh-
men. Bei den anderen Wegekarten erzielten die
Partner Einvernehmen, die in den jeweiligen
Dokumenten zum Haager Gipfel offen oder
sogar strittig geblieben waren.
So stimmte Russland im Blick auf den 
bereits im Haag unstrittigen  Wirtschaftsraum
einer Reihe von Präzisierungen zu. Das betraf
beispielsweise Rahmenbedingungen für Inves-
titionen, Harmonisierung seiner Gesetzgebung
mit internationalen Standards, freien und fairen
Handel und Transit von Energieprodukten ein-
schließlich der den Energiecharta-Vertrag leiten-
den Prinzipien. Umgekehrt wurde Russland
unter bestimmten Voraussetzungen der Handel
mit Nuklearmaterial und die Perspektive eines
integrierten Stromverbundes in Aussicht gestellt.
Eine erstaunliche Neubewertung vollzog Russ-
land mit Blick auf den im Haag strittigen Raum
Freiheit, Sicherheit und Justiz. Der russischen
Wegekarte von 2004 zufolge gehörten Grund-
werte und demokratische Prinzipien nicht in die-
se Rubrik, sondern bildeten Teil des politischen
Dialogs Russland-EU. Die in Moskau verab-
schiedete gemeinsame Wegekarte dagegen be-
kennt sich in verschiedenen Zusammenhängen
ausdrücklich zu gemeinsamen Werten als Grund-
lage für die Partnerschaft. Deren Potenzial kön-
ne nur dann voll ausgeschöpft werden, wenn sie
geprägt sei von Demokratie, Herrschaft des
Rechts und Unabhängigkeit der Justiz, Men-
schen- und Minderheitenrechten sowie Medien-
freiheit. Auch hier freilich ist, was die Bereit-
schaft und Fähigkeit der russischen Führung zur
Umsetzung fundamentaler Rechte und Freihei-
ten betrifft, ein Fragezeichen zu setzen. Nach der
faktischen Ausschaltung der verfassungsmäßi-
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gen Kontroll- und Gegengewalten wirft die Ver-
schärfung der Existenzbedingungen für Nicht-
regierungsorganisationen, wie sie im Dezember
2005 von der Staatsduma beschlossen wurden,
einen zusätzlichen Schatten auf Moskauer Be-
kenntnisse zu Freiheit und Demokratie.
Auch weiterhin zeichnet sich für Tsche-
tschenien als integralem Bestandteil der Russi-
schen Föderation keine überzeugende Lösung
ab, zumal sich die russische Seite auf Diskussi-
onen zu diesem Problemkomplex nicht einlas-
sen möchte. Für Putin und die ihn stützende
Silowiki-Führungsgruppe kämen Bestrebungen,
mit moderaten Kräften eine politische Lösung
anzuvisieren, einem Verrat an den nationalen In-
teressen Russlands gleich. Sie würden dem von
General Lebed und Rebellenführer Maschadow
abgeschlossenen Waffenstillstandsvertrag von
1996 legitimieren  einen Waffenstillstand, den
Putin als Kapitulation von Chassawjurt zu
bezeichnen pflegt. Die EU hatte in Moskau an-
geboten, über humanitären Beistand hinaus sub-
stanzielle wirtschaftliche und soziale Wieder-
aufbauhilfe zu leisten. Realisiert werden sollte
sie unter einer wichtigen Voraussetzung: Der
tschetschenischen Bevölkerung müsse die Ge-
legenheit gegeben werden, in freien und fai-
ren Wahlen ihren politischen Willen kundzutun
und in die Gestaltung der Zukunft ihrer Region
einbezogen werden. Das EU-Angebot zielt auf
eine spürbare Korrektur der Tschetschenien-
politik Putins, indem sie sich nicht ausschließ-
lich auf Wirtschaftsförderung bezog, denn das
würde indirekt auf eine Billigung dieser Linie
hinauslaufen. Immerhin stellte die EU auf dem
Londoner Gipfel zwanzig Millionen Euro zur
Verfügung, und zwar für die sozialökono-
mische Erholung im Nordkaukasus und als wei-
teres Signal der Bereitschaft der EU zur Zusam-
menarbeit in der Region.
Einvernehmen ergab sich im Bereich Äuße-
re Sicherheit bemerkenswerterweise auch in
solchen Themen, die in der russischen Wege-
karte von 2004 keine Erwähnung gefunden hat-
ten. Stichworte sind u.a.: Gemeinsame Werte,
demokratische Prinzipien und Menschenrech-
te, die die Grundlage für die Partnerschaft Russ-
land-EU bilden. Damit werden demokratische
Aufbrüche gegen autoritäre Clansysteme im
postsowjetischen Raum zumindest verbal legi-
timiert. Darüber hinaus gilt es als das souverä-
ne Recht eines jeden Staates, über seine Mit-
wirkung und Integration in regionale Organisa-
tionen selbst zu entscheiden. Damit könnten
Integrationskonflikte Russland-EU in der geo-
politischen Zwischenzone vermieden werden.
Weiterhin einigten sich beide Seiten auf Koo-
peration und Konfliktregelung in den an
Russland und die EU grenzenden Regionen.
Dies könnte die Grundlage für eine Verständi-
gung über eingefrorene Konflikte bilden.
Schließlich sollen Rolle und Wirkungsweise
regionaler Organisationen, insbesondere OSZE
und Europarat, gefördert werden, wobei sämt-
liche gegenüber der OSZE eingegangenen Ver-
pflichtungen einzulösen sind. Dies relativiert die
kritische Haltung Moskaus zu beiden Organi-
sationen.
Kein Thema auf den Gipfeln waren bedauer-
licherweise die Entwicklungen des autoritären
Lukaschenko-Regimes in Belarus, die von
Brüssel  insbesondere auf Betreiben Polens 
zunehmend kritisiert und mit Sanktionen be-
dacht werden (z.B. Ausweitung der Visaver-
weigerung für hochrangige Regimevertreter).
Mit ihrer wachsenden Repression mißachtet
Belarus europäische Werte und Prinzipien, wirkt
dem friedlichen Zusammenwirken in Europa
entgegen und könnte sich somit bei einem mit-
telfristig möglichen demokratischen Aufbruch
zum Problemfall für die Partnerschaft EU-Russ-
land entwickeln. Denn Belarus, die letzte
Diktatur in Europa nach altem Muster, kann
jederzeit zu einem Krisenherd werden (Verheu-
gen 2005, 26). Ganz offensichtlich schätzt
Moskau die grundsätzlich systemloyale Positi-
on Lukaschenkos höher als dessen Unberechen-
barkeit und materielle Belastung sowie die Tat-
sache, dass Belarus im Herzen Europas auch
weiterhin eine Zone von Unsicherheit und po-
tentiellen Konflikten auf der Achse EU-Russ-
land bleibt.
Bei den Wegekarten handelt es sich nicht um
vertraglich bindende Abkommen, sondern um
lockere Absichtserklärungen, wobei zur Umset-
zung der Projekte weder Prioritäten und Me-
chanismen zu ihrer Realisierung genannt noch
zeitliche Rahmen vorgegeben werden (Adomeit/
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Lindner 2005, 12ff.). Die Skepsis ist berechtigt,
dass die Wegekarten wie ähnliche Absichts-
erklärungen zuvor im Deklarativen stecken-
bleiben und in die Rubrik diplomatische Rhe-
torik fallen. Andererseits zeichnen sich die
Wegekarten dadurch aus, dass sie trotz aller
Wertedivergenzen eine Vielzahl konkreter Pro-
jekte auflisten, die im Falle ihrer Realisierung
die Annäherung Russlands an EU-Normen und
-Standards fördern würden und de facto
assoziationsähnliche Beziehungen Russlands im
Verhältnis zur EU schaffen könnten. Vorausset-
zung wäre allerdings, dass auf beiden Seiten
Bereitschaft zum Kompromiss und der politi-
sche Wille vorhanden ist, konkrete Ergebnisse
zu erzielen.
7. Ein neuer Vertrag über Strategische
Partnerschaft?
So bieten die EU-Russland-Beziehungen ein
widersprüchliches Bild, und das in einem Mo-
ment, in dem über eine Verlängerung oder Neu-
fassung des 2007 auslaufenden PKA-Vertrags-
werks nachgedacht wird. Beiden Seiten fehle
es an einer überzeugenden Zukunftsstrategie,
heißt es immer häufiger. Doch ist die Entwick-
lung einer an den Realitäten orientierten Strate-
gie möglich, wenn sich  worauf eingangs ver-
wiesen wurde  beide Akteure in einem flie-
ßenden Zustand befinden, in dem das Ziel noch
ganz unbestimmt ist? Voraussichtlich werden sie
ihre Kraft noch auf längere Zeit eher auf ihre
innere Ausgestaltung richten  die EU auf die
mit der Verfassung angestrebte Vertiefung ihrer
Integration sowie auf die Verarbeitung vollzo-
gener oder künftiger Beitritte, Russland auf die
stabilitätsorientierte Systemtransformation im
Zeichen zentralistischer Machtstrukturen sowie
auf die Neuordnung der Beziehungen zu den
Ländern des postsowjetischen Raums.
Vor diesem Hintergrund sollten die Part-
ner illusionslos davon ausgehen, dass die ge-
schilderten Asymmetrien und Divergenzen nicht
rasch überwunden werden können. Dennoch
sollten die Anstrengungen zum Ausbau der Part-
nerschaft fortgesetzt werden  trotz differieren-
der oder sogar divergierender Entwicklungen
auf wichtigen Feldern. Die EU-Russland-Bezie-
hungen sollten im Zeichen einer konstruktiv-
kritischen Partnerschaft (Erler 2005, 179) von
Pragmatismus und neuem Realismus bestimmt
sein, bei der die Partner einander nicht überfor-
dern und die entstandene Lücke zwischen Rhe-
torik und Realität schließen. Die europäischen
Werte als Grundlage für dauerhafte Partner-
schaft sollten zwar immer wieder fest und ko-
härent thematisiert werden, nicht zuletzt unter
Hinweis auf die russischen Selbstverpflich-
tungen auf die Grundsätze und Prinzipien von
OSZE und Europarat. Zugleich sollte ihre man-
gelhafte Implementierung jedoch kein Hinder-
nis für die Realisierung gemeinsamer Interes-
sen bilden, wie sie z.B. beim Krisenmanagement
in Sachen Kaliningrad, bei der EU-Erweiterung
und im Winter 2004/05 bei der Konfliktregelung
in der Ukraine ihren Ausdruck fand. Beide, die
EU und Russland, würden gemeinsam mit ihrer
Nachbarschaft einen sehr hohen Preis zahlen,
wenn sie sich gegenseitig nicht beachten oder
vernachlässigen würden (Schütte 2004, 28). In
Kaliningrad etwa könnte  nach Schaffung ent-
sprechender Rahmenbedingungen durch Russ-
land  die Wirtschafts- und Strukturförderung
als gemeinsames Entwicklungsprogramm kon-
zipiert werden, das von Russland angestoßene
Projekte gemeinsam entwirft, finanziert und in
ihrer Wirksamkeit kontrolliert. So könnte Kali-
ningrad sogar zu einem Beispiel für eine Re-
gion der Zusammenarbeit zwischen Russland
und der EU werden  zu einer Pilotregion,
wie sie in der Mittelfristigen Strategie
Moskaus gegenüber der Union von 1999 cha-
rakterisiert wird.
Die Chancen der EU zur Beeinflussung der
Entwicklungen in Russland sind gering.
Zugleich wird sich eine umfassende Immuni-
sierung gegenüber äußeren Einflüssen, wie sie
die nationalpatriotischen Kräfte einschließlich
der Vertreter der Sicherheitsstrukturen in den
Machtapparaten anstreben, angesichts der in den
vier Wegekarten vorgezeichneten Öffnung
Russlands nach Europa nur schwer realisieren
lassen. So können in einer konsequent angeleg-
ten Strategie des Engagierens (policy of
engagement) politische Öffnung, internationa-
le wirtschaftliche Verflechtung, Partnerschaften
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von Regionen, Städten, Verbänden und zivil-
gesellschaftlichen AkteurInnen einen Werte-
transfer bewirken, der größere Kompatibilität
schafft und die Kluft zwischen Wahrnehmung
und Realität von Werten und demokratischen
Prinzipien verringert. Wichtiger als Spitzen-
begegnungen seien menschliche Kontakte al-
ler Art und auf allen Ebenen, heißt es bei Trenin
(2005b, 10). Das gleiche gelte für geschäftliche
Aktivitäten des Westens in Russland.
Diese sind nicht so sehr eine Hilfe für das Regime,
sondern ein Mittel zur allmählichen Transformati-
on des Landes durch Einführung neuer Technologien
sowie eine neue Kultur von Management und Busi-
ness. Der kulturelle Aspekt  dies sei besonders be-
tont  ist wesentlich wichtiger als der finanzielle.2
Das im Jahr 2007 auslaufende PKA hätte,
wäre es vollinhaltlich implementiert worden,
eine Verwestlichung Russlands zur Folge ge-
habt, zumal es die europäischen Grundwerte und
die Achtung der Menschenrechte als gemeinsa-
mes Fundament festschrieb. Dies hat sich, wie
wir sahen, so nicht realisieren lassen: Einige
seiner Bestimmungen sind inzwischen überholt
(z.B. als Folge des Marktwirtschaftscharakters
Russlands und seines bevorstehenden WTO-
Beitritts), viele andere wurden nicht erfüllt (so
etwa die Perspektive einer Freihandelszone EU-
Russland), auf wieder anderen Feldern reicht die
praktische Zusammenarbeit weit über die Be-
stimmungen des PKA hinaus (Kooperation der
Innenbehörden, Vernetzung gesellschaftlicher
Organisationen, internationale Beziehungen mit
dem Schwerpunkt EU-Osterweiterung und ihre
Folgen) (Borko 2004a, 23ff.).
Vor diesem Hintergrund gibt es erste Vor-
überlegungen über die Gestaltung der zukünf-
tigen Vertragsbeziehungen. Nur wenig Anklang
findet dabei die Lösung einer jährlichen Ver-
längerung des existierenden PKA oder dessen
Aktualisierung. Beides wäre vertraglich zwar
möglich, angesichts der erwähnten Defizite in-
haltlich jedoch kaum angemessen. Wie also
könnten Zukunftsszenarien zu Charakter und
Reichweite eines neuen Vertrags über Strate-
gische Partnerschaft zwischen der EU und
Russland aussehen (Arbatowa et al. 2005; Borko
2004b)?
 Integration mit einer EU-Beitrittsperspektive
für Russland: Ein solches Szenario, das
Russland nach einer Übergangsperiode der
Assoziation die EU-Mitgliedschaft in Aus-
sicht stellt, ist aus Sicht beider Partner auch
längerfristig unwahrscheinlich. Die EU kann
das grosse Russland nicht verkraften, und
Russland will seinen Status als eigenständi-
ges Machtzentrum wahren.
 Assoziierung und Transformation: Dieses
Modell fasst eine allmähliche Angleichung
der russischen Gesetzgebung an Standards
und Normen der EU, eine horizontale In-
tegration ins Auge. Dabei lassen sich zwei
unterschiedliche Varianten ausmachen. Die
erste, von einer Minderheit unter der russi-
schen Elite favorisierte Variante setzt sich
die demokratische Transformation Russ-
lands mittels gradueller Integration und ei-
ner schließlichen EU-Mitgliedschaft zum
Ziel. In der zweiten, in Moskau stärker un-
terstützten Variante nach dem Modell Nor-
wegen verfolgen beide Seiten eine eigen-
ständige Politik, stimmen sich jedoch in
Grundsatzfragen ab und wirken bei konkre-
ten Projekten eng zusammen (z.B. Standards
und Normen werden umfassend harmoni-
siert, und Russland erhält Zutritt zu Agen-
turen der EU (als Mitglied) und zu bestimm-
ten Ausschüssen der Union (als Beobach-
ter).
 Strategische Partnerschaft: In diesem von der
Mehrheit in Politik und Wissenschaft von
EU und Russland bevorzugten Szenario wird
ein neuer, den aktuellen Bedingungen an-
gepasster Vertrag ausgearbeitet, wobei die
Partner zwar ihre Zusammenarbeit und In-
terdependenz verstärken, zugleich jedoch
ihre Unabhängigkeit wahren. Dabei werden
in den Vertrag die Absichtserklärungen der
vier Wegekarten in ihrer Substanz integriert
und in beigefügten Protokollen präzisiert.
Um dem Vertragswerk Dauer und Nach-
haltigkeit zu verleihen und die langfristige
Perspektive einer Integration Russlands
offenzuhalten, darf darin allerdings nach
Auffassung der Europäer der Bezug auf die
im PKA genannten gemeinsame Werte nicht
fehlen.
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Letztlich bleibt auch weiterhin unklar, wie
die EU zukünftig verfasst sein und wie sich der
Einfluss auswirken wird, den die Beitrittsländer
Ostmitteleuropas auf die EU-Russland-Bezie-
hungen ausüben werden. Umgekehrt ist
durchaus offen, von welchen strategischen Vi-
sionen sich Russland mit Blick auf seinen Platz
im gesamteuropäischen Kontext leiten läßt. Das
erschwert die bevorstehenden Verhandlungen
über einen neuen Vertrag, kann der Partnerschaft
zugleich aber auch neue Impulse vermitteln.
ANMERKUNGEN
1 Übersetzung durch den Autor.
2 Übersetzung durch den Autor.
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